
arbeitet, sind eben nicht nur diese Verfahren. Deswegen: 
Warum arbeiten sie nicht zusammen? Warum geben sie es 
nicht an andere Staatsanwaltschaften ab?

Verjährung wäre, und das ist das Fazit – mein letzter 
Satz, Herr Präsident –, wirklich ein finanzpolitisches wie 
aber auch gesellschaftliches Desaster. Deshalb, Herr 
Klingbeil – jetzt ist er weg, wahrscheinlich telefoniert 
er –, setzen Sie bitte unseren Antrag um!

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Herr Abgeordneter.

Kay Gottschalk (AfD):
Er dient den Menschen, und er würde Steuereinnah-

men bringen.
Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Für die Bundesregierung darf ich der Parlamentari-

schen Staatssekretärin bei der Bundesministerin für Wirt-
schaft und Energie, Gitta Connemann, das Wort erteilen.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Gitta Connemann, Parl. Staatssekretärin bei der Bun-
desministerin für Wirtschaft und Energie:

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wer durch 
unser Land geht, kann sie hören und sehen: unsere Hand-
werksbetriebe. Es riecht nach Brot, nach Holz, nach 
Shampoo. Da wird gemauert, gemalert, gefräst – auch 
am Wochenende, häufig vor 8 Uhr und ganz häufig 
nach 17 Uhr.

(Christian Görke [Die Linke]: Warum nehmt 
ihr sie nicht von der Stromsteuer aus?)

„Das Handwerk. Die Wirtschaftsmacht. Von neben-
an.“, das ist nicht nur ein Slogan. Mit 1 Million Betrieben 
bilden die Handwerkerinnen und Handwerker das Rück-
grat unseres Landes. Sie stehen für die duale Ausbildung, 
für das Erfolgsmodell „Made in Germany“. Sie schaffen 
Werte. Sie halten Deutschland am Laufen. Und deshalb 
von dieser Stelle aus ein Riesendankeschön an alle Hand-
werkerinnen und Handwerker in diesem Land.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. 
Sebastian Roloff [SPD])

Aber die Betriebe stehen auch unter Druck, unter an-
derem durch Schwarzarbeit. Schwarzarbeit schadet unse-
rem Staat: Abermilliarden an entgangenen Steuereinnah-
men, an fehlenden Sozialabgaben, manchmal auch noch 
garniert mit Organisierter Kriminalität. Schwarzarbeit 
trifft auch die Betriebe mit voller Wucht, gerade das 
Handwerk. Sie raubt ehrlichen Betrieben Aufträge, sie 
gefährdet Arbeitsplätze, und am Ende nimmt sie das Ver-
trauen in den Staat: Werden wir eigentlich noch ge-
schützt? – Schwarzarbeit ist kein Kavaliersdelikt. Sie ist 
ein Schlag ins Gesicht derer, die jeden Tag früh aufste-
hen, die Steuern zahlen und die Verantwortung überneh-
men.

Deshalb ist es richtig, dass wir als Staat für Fairness 
sorgen und Schwarzarbeit bekämpfen. Doch die bisherige 
Regelung zur Bekämpfung der Schwarzarbeit hat oft die 
Falschen getroffen. Sie hat jene unter Generalverdacht 
gestellt, die alles richtig machen. Und diejenigen, die 
wirklich Kontrolle und Schutz gebraucht hätten, sind 
durchs Raster gefallen. Damit sind schwarze Schafe un-
entdeckt geblieben. Das ändern wir jetzt. Dafür gilt mein 
Dank, stellvertretend für das Bundesministerium für 
Wirtschaft und Energie, auch unserem Bundesfinanz-
minister Lars Klingbeil. Es war eine tolle Zusammen-
arbeit an dieser Stelle. Danke schön dafür.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD)

Mit dem Gesetzentwurf zur Modernisierung und Digi-
talisierung der Schwarzarbeitsbekämpfung schaffen wir 
einen Rahmen, der fairen Wettbewerb stärkt, Bürokratie 
zurückbaut und Schwarzarbeit gezielt bekämpft, nämlich 
dort, wo sie wirklich auftritt. Und was uns wichtig ist: Er 
stärkt das Handwerk gleich doppelt.

(Beifall der CDU/CSU)

Erstens. Wir nehmen das Friseur- und Kosmetik-
gewerbe in den Katalog der Schwerpunktbranchen auf, 
übrigens auf expliziten Wunsch des Friseurhandwerks.

(Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Sprechen Sie mal mit den kleinen Friseur-
betrieben, die mehr Bürokratie bekommen!)

Ich empfehle uns sehr, ihnen zuzuhören; denn Friseurin-
nen und Friseure sind Künstlerinnen und Künstler des 
Alltags. Sie geben Menschen Selbstbewusstsein. Sie 
schenken häufig auch Würde. Sie sind da an den wich-
tigsten Tagen in unserem Leben: bei Hochzeiten, Jubiläen 
und Festen.

(Max Lucks [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Und sie kriegen jetzt mehr Bürokratie!)

Sie sind nah am Menschen und mittendrin im Leben. Und 
wenn diese Friseurinnen und Friseure zu uns sagen: „Wir 
wollen zeigen, dass wir sauber arbeiten; wir wollen aber 
auch einen fairen Wettbewerb, wir wollen gleiche Regeln 
für alle“, dann ist es gut, auf sie zu hören.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie der Abg. 
Frauke Heiligenstadt [SPD] und Ingo Vogel 
[SPD])

Das tun wir und sagen: Für den Meisterbetrieb und für 
den Barbershop sollen die gleichen Regeln gelten. Das 
heißt, wenn ein Meister genannt wird, muss er auch da 
sein. Es ist erforderlich, sich ausweisen zu können, und es 
braucht die Vorlage entsprechender Dokumente und auch 
Sofortmeldepflichten. Unsere ehrlichen Betriebe befol-
gen das schon heute, und die anderen müssen es machen, 
oder sie werden zur Rechenschaft gezogen.

(Beifall der CDU/CSU)

Zweitens. Wir entlasten das klassische Fleischerhand-
werk; denn es ist eben nicht die Fleischindustrie. Wer in 
einer handwerklichen Fleischerei arbeitet, arbeitet mit 
Verantwortung, oft mit jahrzehntelangem Wissen, mit 
Herzblut, mit Präzision. Ich habe in den letzten Wochen 
mit vielen gesprochen, übrigens auch in unserer Fraktion; 
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denn die CDU/CSU-Bundestagsfraktion hat mit Nora 
Seitz und unserem Landwirtschaftsminister Alois Rainer 
noch Fleischer in ihren Reihen. Das ist gut so.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Aber wenn Sie mit Fleischern sprechen, dann werden 
sie Ihnen sagen: Ich bin Fleischer geworden, weil ich das 
ganze Tier nutzen will, weil ich dem Produkt vom Anfang 
bis zum Ende Respekt zolle. – Eine andere Person hat mir 
erzählt: Ich schaffe nicht nur ein Produkt, ich schaffe 
Vertrauen. – Das ist der Geist des Handwerks, meine 
Damen und Herren: Verantwortung, Respekt und Leiden-
schaft.

Deshalb haben wir dafür gesorgt, dass handwerkliche 
Fleischereien künftig nicht mehr als Schwerpunktbran-
che gelten. Das war übrigens das Ergebnis eines Praxis-
checks, den das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Energie zusammen mit dem Bundeslandwirtschafts-
ministerium und dem sächsischen Wirtschaftsministe-
rium durchgeführt hat. Die Praktiker und Verwaltungs-
kräfte sagten uns: Macht einen Unterschied! – Wir 
brauchen an dieser Stelle nicht dieselben strengen Pflich-
ten, da es dort kaum Verstöße gab, wie für große indus-
trielle Betriebe. Das war nicht gerecht. Deshalb schaffen 
wir jetzt Klarheit. Handwerkliche Fleischereien gelten 
zukünftig nicht mehr als Schwerpunktbranche. Damit 
fallen Dokumentations- und Meldepflichten weg, und 
rund 95 Prozent der knapp 9 900 Fleischereibetriebe pro-
fitieren. Das ist Entlastung mit Verstand und Herz. Das 
machen wir gemeinsam.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Denn wir wissen auch: Bürokratierückbau ist kein Luxus. 
Er ist inzwischen auch für unsere Betriebe eine Frage des 
Überlebens. Mit dieser Gesetzesänderung schaffen wir 
diese Entlastung.

Mein ausdrücklicher Dank vonseiten des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Energie gilt den Frauen 
und Männern des Zolls, auch der Finanzkontrolle 
Schwarzarbeit. Sie sorgen Tag für Tag für Fairness, Ord-
nung und Gerechtigkeit. Sie stehen an der Seite der Ehr-
lichkeit, und das ist unbezahlbar. Deshalb ist dieses Ge-
setz mehr als eine Reform. Es ist auch ein Signal an alle, 
die mit ehrlicher Arbeit unser Land am Laufen halten. 
Wir sehen euch. Wir hören euch. Wir handeln.

Danke schön.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie bei Abge-
ordneten der SPD)

Vizepräsident Bodo Ramelow:
Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, 

komme ich zurück zum Tagesordnungspunkt 8. Ich 
möchte noch mal den freundlichen Hinweis geben, dass 
jetzt noch wenige Minuten abgestimmt werden kann. 
Darauf wollte ich hinweisen und Sie ermutigen, noch 
schnell die Stimme abzugeben.

Jetzt darf ich das Wort erteilen für Bündnis 90/Die 
Grünen Max Lucks.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Max Lucks (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und 

Kollegen! Der Grundgedanke in dem Gesetzentwurf der 
Koalition – Schwarzarbeit effektiv bekämpfen durch 
einen starken, risikobasierten Ansatz und gut funktionie-
renden Datenaustausch zwischen den Behörden – ist rich-
tig. Nur leider konterkarieren Sie sich in Ihrem Gesetz-
entwurf selbst, wenn Sie eine gesetzliche Lücke schaffen, 
Frau Connemann, von der Sie wissen, dass die skrupel-
lose Skandalfleischindustrie sie ausnutzen wird.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Fritz Güntzler [CDU/CSU]: Das Handwerk!)

Sie wissen aus der Evaluation des Gesetzes zur Siche-
rung von Arbeitnehmerrechten in der Fleischwirtschaft – 
Seite 154 –, dass die Skandalfleischindustrie systema-
tisch Handwerksausnahmen ausnutzt, um Billiglöhner, 
oft aus Osteuropa, auszubeuten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – 
Anja Karliczek [CDU/CSU]: Wir reden über 
das Handwerk! Wir reden nicht über die Indus-
trie!)

Sie schaffen eine solche Lücke in diesem Gesetz. Die 
Folge dieser Ausnahme wird sein, dass die Ausbeutung 
von Billiglöhnern auf den Großschlachthöfen weitergeht. 
Kehren Sie von diesem Irrweg ab, und dulden Sie Zu-
stände wie bei Tönnies 2020 nicht!

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie der Abg. Isabelle Vandre [Die Linke])

Da, wo Sie auf uns von den Grünen hören, können 
allerdings Ihre Gesetze richtig gut werden. Das gilt für 
die Verlängerung der Aufbewahrungsfristen bei Cum- 
Cum, für die vor allem meine Kollegin Katharina Beck 
gekämpft hat; sie wird gleich dazu Stellung nehmen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Und das gilt auch dafür, dass Sie den Vorschlag aus dem 
Grünenantrag aufgenommen haben, die Lieferdienste wie 
Lieferando, Uber Eats und Wolt endlich als Risikobran-
che einzustufen. Das ist ein kleiner Schritt. Ich sage Ihnen 
sehr klar: Wir von Bündnis 90/Die Grünen werden nicht 
lockerlassen, bis Sie auch endlich die EU-Plattform-
arbeitsrichtlinie umsetzen und sich schützend an die Seite 
der Rider stellen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)
Lieferando baut zurzeit systematisch Stellen ab und 

ersetzt diese durch Subunternehmer, die für schlechte 
Löhne und fehlende Absicherung bekannt sind. Fahre-
rinnen und Fahrer von Wolt, Uber Eats und Co berichten 
von Arbeitsunfällen ohne Versicherungsschutz und da-
von, dass sie trotz Krankheit weiterarbeiten müssen, um 
ihren Lohn nicht zu verlieren.

(Filiz Polat [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN]: 
Und dann wird noch über das Stadtbild debat-
tiert!)

Beschäftigte, die sich bei den Lieferdiensten gewerk-
schaftlich organisieren oder Missstände ansprechen, wer-
den unter Druck gesetzt oder durch billigere Tagelöhner 
ersetzt. Diese moderne Ausbeutung mitten unter uns 
muss ein Ende haben.
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